
Der Krieg im Irak: Keine humanitäre Intervention
Bericht der Menschenrechtsorganisation Human Rights Watch 

vom 26. Januar 2004

(Auszüge)

Offiziell begründete die US-Regierung den Irakkrieg mit der Existenz von Programmen zur
Produktion von Massenvernichtungswaffen. In der öffentlichen Debatte, auch in Europa,
spielte aber immer die Frage eine Rolle, ob die Lage der Menschenrechte unter dem Regime
Saddam Husseins einen militärischen Angriff rechtfertige. Da selbst ein Jahr nach Beginn
des Krieges keine Massenvernichtungswaffen im Irak gefunden wurden, beruft sich die
Bush-Regierung zunehmend auf das Argument der „humanitären Intervention“. Human
Rights Watch lehnt „humanitäre Interventionen“ nicht grundsätzlich ab. In Bosnien und
Ruanda plädierte die internationale Menschenrechtsorganisation mit Hauptsitz in den USA
für ein militärisches Eingreifen. In ihrem jüngsten Jahresbericht, den die Organisation am 
26. Januar d.J. vorgelegte, prüft ihr Vorsitzender Ken Both anhand eines Kriterienkatalogs,
ob der Irakkrieg als „humanitäre Intervention“ gelten kann. Der vollständige Bericht („World
Report 2004: Human Rights and Armed Conflict“) ist in englischer Sprache unter
www.hrw.org abrufbar. Wir dokumentieren Auszüge aus dem ersten Kapitel („War in Iraq:
Not a Humanitarian Intervention“) in eigener Übersetzung. – D. Red.

[...]
Human Rights Watch bezieht normalerweise keine Stellung dazu, ob ein Staat in den

Krieg ziehen soll. Die Fragen, um die es dabei geht, überschreiten in der Regel unser Mandat,
und eine neutrale Position versetzt uns bestmöglich in die Lage, alle an einem Konflikt betei-
ligten Parteien dazu zu drängen, dafür Sorge zu tragen, dass Unbeteiligte keinen Schaden
nehmen. Einzig und allein in Extremsituationen, die eine humanitäre Intervention erfordern,
machen wir eine Ausnahme in Hinblick auf unsere Neutralität. 

[...]
Wenn wir untersuchen, ob der Einmarsch im Irak tatsächlich als humanitäre Intervention

verstanden werden kann, geht es uns nicht darum zu sagen, ob die US-geführte Koalition aus
anderen Gründen hätte in den Krieg ziehen sollen. Das verlangt, wie schon erwähnt, Ein-
schätzungen und Entscheidungen, die unser Mandat überschreiten. Vielmehr hat angesichts
des Umstands, dass die Befürworter des Krieges sich heute so maßgeblich auf eine humani-
täre Rechtfertigung für den Krieg berufen, die Überprüfung dieses Anspruchs an Bedeutung
gewonnen. Wir kommen zu dem Schluß, dass die Invasion im Irak, trotz Saddam Husseins
Schreckensherrschaft, nicht als humanitäre Intervention zu rechtfertigen ist.

Die Bedingungen für eine humanitäre Intervention

[...]
Unserer Meinung nach lässt sich, um es gleich vorab zu sagen, eine humanitäre Interven-

tion, die ohne die Zustimmung der betroffenen Regierung zustande kommt, nur angesichts
von bereits stattfindendem oder unmittelbar bevorstehendem Völkermord bzw. vergleichba-
ren Massentötungen oder Verlusten an Menschenleben rechtfertigen. Denn es ist ja offen-
kundig: Krieg ist gefährlich. Mag er auch theoretisch gleichsam als chirurgischer Eingriff
geplant sein, in der Realität richtet er oft verheerende Zerstörungen an und beinhaltet das
Risiko enormen Blutvergießens. Einzig und allein Mord in großem Ausmaß kann unserer
Überzeugung nach den Tod, die Zerstörung und das Chaos rechtfertigen, die so oft mit Krieg
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und der Zeit danach einhergehen. Andere Formen der Tyrannei sind beklagenswert, und es
gilt, alles daran zu setzen, sie zu beenden, aber sie erreichen unserer Meinung nach nicht die
Schwelle, die den außerordentlichen Schritt eines Einsatzes militärischer Gewalt rechtferti-
gen würde. Nur ein Massenmord gestattet es vielleicht, den unvermeidlichen Verlust an
Menschenleben in Kauf zu nehmen, der mit einem Einsatz militärischer Gewalt, auch wenn
er aus humanitären Gründen erfolgt, stets verbunden ist.

Zudem ist militärische Gewalt nur begrenzt einsetzbar. Befürwortete man ein militäri-
sches Vorgehen auch bei weniger schwer wiegenden Missständen, so könnte dies den Ver-
lust der Möglichkeit bedeuten, im Fall extremer Greueltaten zu  intervenieren. Die Invasion
eines Landes, insbesondere wenn sie ohne die Zustimmung des UN-Sicherheitsrates erfolgt,
beschädigt auch die internationale Rechtsordnung, die selbst ein wichtiger Faktor ist, um
Rechte zu schützen. Aus diesen Gründen sind wir der Überzeugung, dass humanitäre Inter-
ventionen allein Situationen vorbehalten sein sollten, in denen es zu Massentötungen
kommt.

Wir sind uns darüber im Klaren, dass „Massentötung“ ein subjektiver Begriff ist, der
unterschiedliche Interpretationen zulässt, und wir schlagen nicht die Festlegung auf ein
bestimmtes Ausmaß vor. Wir sehen auch, dass das Ausmaß des Tötens, das uns als Men-
schenrechtsorganisation eine humanitäre Intervention gerechtfertigt erscheinen läßt, sich
sehr wohl von dem unterscheiden kann, das eine Regierung möglicherweise als Schwelle
ansetzen würde. Dennoch sollten aufgrund der beträchtlichen Risiken, die mit dem Einsatz
militärischer Gewalt verbunden sind, humanitäre Interventionen auf jeden Fall die Aus-
nahme sein - und den extremsten Situationen vorbehalten bleiben.

Wird diese hohe Schwelle erreicht, prüfen wir an fünf weiteren Faktoren, ob der Einsatz
militärischer Gewalt als humanitär gelten kann. Erstens muss das militärische Vorgehen die
absolut letzte Möglichkeit sein, dem Morden Einhalt zu gebieten oder es zu verhindern; man
sollte nicht zu militärischer Gewalt greifen, solange es noch erfolgversprechende Alternati-
ven gibt. Zweitens muss die Intervention in erster Linie aus humanitären Gründen erfolgen;
wir erwarten nicht, dass sie aus rein humanitären Gründen erfolgt, doch sollte das humanitä-
re Anliegen der Hauptgrund für die Militäraktion sein. Drittens sollten alle Anstrengungen
unternommen werden, um zu gewährleisten, dass die bei der Intervention zum Einsatz kom-
menden Mittel die internationalen Menschenrechte und das humanitäre Völkerrecht achten;
wir billigen die Ansicht nicht, dass man gewisse Missstände in Kauf nehmen kann, wenn
andere dafür beseitigt werden. Viertens muss es einigermaßen absehbar sein, dass das
militärische Vorgehen mehr Gutes bewirken als Schaden anrichten wird; eine humanitäre
Intervention sollte nicht versucht werden, wenn sie aller Wahrscheinlichkeit nach einen
Großbrand entfachen oder das Leiden noch bedeutend verschlimmern könnte. Schließlich
ziehen wir es vor, wenn humanitäre Interventionen durch den UN-Sicherheitsrat oder andere
Gremien mit eindeutiger multilateraler Autorität gebilligt werden. Angesichts der heutigen
unvollkommenen Natur internationaler Institutionen und Verfahren würden wir in einer
Situation, in der rasches Handeln vordringlich ist, aber nicht auf einer multilateralen Zustim-
mung beharren.

[...]

Das Ausmaß des Tötens

Bei der Betrachtung der Kriterien, die eine humanitäre Intervention rechtfertigen würden, ist
das wichtigste, wie bereits erwähnt, das Ausmaß des Tötens: Fanden ein Völkermord oder
ein vergleichbarer Massenmord bereits statt oder standen sie unmittelbar bevor? So brutal
Saddam Husseins Herrschaft auch gewesen ist, das Töten durch die irakische Regierung
erreichte im März 2003 nicht jenes außerordentliche und entsetzliche Ausmaß, das eine
humanitäre Intervention rechtfertigt. Wir machen uns keine Illusionen über Saddam
Husseins Grausamkeit und Unmenschlichkeit. Wir haben viel Zeit und beträchtliche
Anstrengungen auf die Dokumentation seiner Greueltaten verwendet und schätzen, dass in
den letzten fünfundzwanzig Jahren der Herrschaft der Baath-Partei die irakische Regierung
mindestens eine Viertelmillion Iraker ermordet hat oder hat „verschwinden lassen“. Zudem
dürfen Übergriffe wie der irakische Einsatz chemischer Waffen gegen iranische Soldaten



nicht außer Acht gelassen werden. Doch zur Zeit der Invasion im März 2003 hatte das
Morden durch Saddam Hussein nachgelassen.

Es gab Zeiten in der Vergangenheit, da hatte das Töten solche Ausmaße angenommen,
dass eine humanitäre Intervention gerechtfertigt gewesen wäre – zum Beispiel während des
Anfal-Völkermordes im Jahr 1988, als die irakische Regierung an die 100.000 Kurden um-
brachte. Tatsächlich befürwortete Human Rights Watch, obwohl wir 1988 noch in den Kin-
derschuhen steckten und im Mittleren Osten noch nicht aktiv waren, 1991 eine Form der Mi-
litärintervention, nachdem wir begonnen hatten, uns mit dem Irak zu beschäftigen. Als iraki-
sche Kurden, die vor Saddam Husseins brutaler Repression im Gefolge der Aufstände nach
dem Golfkrieg flohen im bergigen Grenzgebiet zur Türkei strandeten und viele von ihnen im
rauen Winterwetter starben, befürworteten wir die Einrichtung einer Flugverbotszone im
Nordirak, damit sie nach Hause zurückkehren konnten, ohne einem erneuten Völkermord
ausgesetzt zu sein. Es gab auch noch andere Phasen intensiven Tötens, wie etwa die Unter-
drückung der Aufstände von 1991. Aber niemand behauptet, dass die irakische Regierung
am Vorabend des jüngsten Irakkrieges oder auch einige Zeit davor Tötungen in einem Aus-
maß vorgenommen hätte, das dem damaligen Morden auch nur annähernd gleichgekom-
men wäre. „Besser spät als nie“ ist keine Rechtfertigung für eine humanitäre Intervention,
die nur gebilligt werden kann, um einen Massenmord zu stoppen, nicht aber um die Mörder
zu bestrafen, so wünschenswert eine Bestrafung unter solchen Umständen auch ist.

Wenn aber Saddam Hussein in der Vergangenheit massenhaft Greueltaten begangen
hat, war sein Sturz dann nicht gerechtfertigt, um auf diese Weise zu verhindern, dass er
künftig wieder solche Greueltaten begeht? Nein. Human Rights Watch anerkennt zwar, dass
Militärinterventionen nicht nur notwendig sein können, um bereits stattfindendem Morden
Einhalt zu gebieten, sondern auch, um künftiges Morden zu verhindern, doch muss dieses
künftige Morden unmittelbar bevorstehen. Um das außergewöhnliche Mittel eines präventi-
ven Einsatzes militärischer Gewalt aus humanitären Gründen zu rechtfertigen, müssen Be-
weise dafür vorliegen, dass ein Massenmord großen Ausmaßes vorbereitet und in Kürze be-
ginnen wird, wenn dies nicht durch ein militärisches Eingreifen verhindert wird. Doch nie-
mand hat vor dem Krieg ernsthaft behauptet, die Regierung Saddam Hussein plane un-
mittelbar bevorstehende Massentötungen, und es haben sich auch keine Hinweise darauf
gefunden, dass dies tatsächlich der Fall gewesen wäre. Behauptet wurde allerdings, Saddam
Hussein, der ja schon Giftgas gegen iranische Soldaten und irakische Kurden eingesetzt hat-
te, plane die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen über Terrornetzwerke, doch war
dies reine Spekulation; bis heute sind dafür keine wirklichen Beweise aufgetaucht. Es gab
auch Befürchtungen, die irakische Regierung könnte auf eine Invasion mit dem Einsatz von
chemischen oder biologischen Waffen reagieren, vielleicht sogar gegen die eigene Bevölke-
rung, aber niemand behauptete ernsthaft, ein solcher Einsatz könnte auch ohne Invasion
unmittelbar bevorstehen.

Das heißt nicht, dass die Greueltaten der Vergangenheit ignoriert werden sollten. Die
Täter sollten vielmehr angeklagt werden. Human Rights Watch hat enorme Anstrengungen
in die Untersuchung und Dokumentation der Greueltaten der irakischen Regierung inves-
tiert, insbesondere des Anfal-Völkermords an irakischen Kurden. Wir haben Zeugen und
Überlebende befragt, Massengräber geöffnet, Erdproben genommen, um den Einsatz
chemischer Waffen zu belegen, und buchstäblich Tonnen von Geheimdokumenten der
irakischen Polizei durchgekämmt. Wir sind um den Globus gereist, um eine Regierung –
irgendeine Regierung – dazu zu bewegen, ein Verfahren wegen Völkermords gegen den Irak
einzuleiten. Niemand war dazu bereit. Mitte der 90er Jahre, als unsere Bemühungen in dieser
Hinsicht am intensivsten waren, befürchteten die Regierungen, den Irak des Völkermords zu
beschuldigen könnte eine zu große Provokation darstellen – könnte künftige Handelsbezie-
hungen mit dem Irak unterminieren, dem eigenen Einfluss im Mittleren Osten abträglich
sein, terroristische Vergeltungsmaßnahmen herausfordern oder schlicht zu viel Geld kosten.

Doch auf Gerechtigkeit oder sogar Strafverfolgung zu dringen, bedeutet nicht, eine
humanitäre Intervention zu rechtfertigen. Anklagen sollten erhoben und Verdächtige
verhaftet werden, wenn sie sich ins Ausland wagen sollten, aber das außerordentliche Mittel
einer humanitären Intervention sollte nicht eingesetzt werden, nur um Gerechtigkeit für
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vergangene Verbrechen zu erlangen. Dieser äußerste Schritt sollte, wie schon gesagt, nur
unternommen werden, um bereits stattfindende Massentötungen zu beenden oder unmittel-
bar bevorstehende zu verhindern, nicht aber um in der Vergangenheit begangene Ver-
brechen zu bestrafen.

Wenn wir feststellen, dass das Töten im Irak nicht jenes Ausmaß erreichte, das eine huma-
nitäre Intervention rechtfertigt, so bedeutet das nicht, dass wir der schrecklichen Lage des
irakischen Volkes gleichgültig gegenüberstünden. Wir wissen, dass es bis zum Ende von
Sadam Husseins Herrschaft beunruhigend oft zu summarischen Hinrichtungen kam, ebenso
zu Folterungen und anderen Grausamkeiten. Auf solche Greueltaten sollte mit öffentlichem,
diplomatischem und wirtschaftlichem Druck reagiert werden, ebenso mit Strafverfolgung.
Doch das beträchtliche Risiko des Verlusts von Menschenleben, das mit jedem Krieg ver-
bunden ist, sollte man nicht eingehen, sofern Massentötungen nicht bereits stattfinden oder
unmittelbar bevorstehen. Dies war im Irak Saddam Husseins im März 2003 nicht der Fall.

Die absolut letzte Option

Dass keine Massentötungen stattfanden oder unmittelbar drohten, reicht an sich schon aus,
um der Invasion im Irak den Charakter einer humanitären Intervention abzusprechen. Den-
noch ist es, insbesondere in Anbetracht der Grausamkeit von Saddam Husseins Herrschaft,
sinnvoll, zu untersuchen, wie es mit den anderen Kriterien für eine humanitäre Intervention
aussieht. Diese wurden zum größten Teil ebenfalls nicht erfüllt.

Wie schon ausgeführt, sollte eine Invasion aufgrund der beträchtlichen Risiken, die damit
einhergehen, nur dann als humanitäre Intervention gelten, wenn sie die absolut letzte Mög-
lichkeit ist, Massentötungen zu beenden. Da Anfang des Jahres 2003 im Irak keine Massen-
tötungen stattfanden, stellte sich die Frage einer humanitären Intervention eigentlich gar
nicht. Doch ist es sinnvoll zu untersuchen, ob die Militärintervention tatsächlich die absolut
letzte Möglichkeit war, den Greueltaten, zu denen es im Irak ja kam, ein Ende zu bereiten.

Sie war es nicht. Wäre die Intervention hauptsächlich aus humanitären Gründen erfolgt,
so hätte man, lange bevor man zum äußersten Schritt einer Militärinvasion Zuflucht nahm,
wenigstens eine andere Option versuchen sollen – nämlich  Strafverfolgung. Es gibt keine
Garantie, dass eine Strafverfolgung Wirkung gezeigt hätte, und ein Verzicht darauf wäre zu
rechtfertigen gewesen, hätten bereits Tötungen in großem Ausmaß stattgefunden. Doch an-
gesichts der mehr routinemäßigen Übergriffe der irakischen Regierung hätte man dieser Al-
ternative zu einer Militäraktion eine Chance geben müssen.

Eine Anklage ist natürlich nicht das gleiche wie Verhaftung, Prozess und Bestrafung. Ein
bloßes Stück Papier wird Massentötungen nicht beenden. Aber als langfristiges Vorgehen in
Hinblick auf den Irak war der juristische Weg durchaus erfolgversprechend. Die Erfahrun-
gen im Zusammenhang mit dem ehemaligen jugoslawischen Präsidenten Slobodan Miloše-
viƒ und dem ehemaligen liberianischen Präsidenten Charles Taylor legen nahe, dass eine
internationale Anklage selbst einen grausamen Diktator grundlegend in Misskredit bringt.
Die damit verbundene enorme Stigmatisierung trägt, oft auf unerwartete Weise, dazu bei,
die Unterstützung für den Machthaber im In- wie im Ausland zu untergraben. Die internatio-
nale Gemeinschaft hat es Saddam Hussein jedoch gestattet, ohne das Stigma einer Anklage
wegen Völkermordes und Verbrechen gegen die Menschlichkeit zu regieren, und gar nicht
versucht, diesen Schritt zu unternehmen, der zu seiner Beseitigung und gleichzeitig zur Re-
duzierung der Übergriffe seitens der Regierung hätte beitragen können.

Die Feststellung, dass vor dem Krieg nie der Versuch einer Strafverfolgung gemacht wur-
de, impliziert, dass der UN-Sicherheitsrat während des gesamten Zeitraums von über einem
Jahrzehnt, in dem seine Aufmerksamkeit auf den Irak gerichtet war, nie von dieser Möglich-
keit Gebrauch gemacht hat. Die Irak-Resolution des Sicherheitsrates vom April 1991 (Reso-
lution 688) betrat damals mit ihrer Verurteilung „der Unterdrückung der irakischen Zivilbe-
völkerung in vielen Teilen des Iraks“ Neuland als erste Sicherheitsratsresolution, die eine
derartige Unterdrückung als Bedrohung für den internationalen Frieden und die internatio-
nale Sicherheit behandelte. Aber der Sicherheitsrat griff in der Folge nie zu dem sich anbie-
tenden Mittel der Strafverfolgung, um diese Unterdrückung abzukürzen. Hätte die US-Re-
gierung indes nur ein wenig von dem Eifer, mit dem sie auf den Krieg drängte, auf das Mittel
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der Strafverfolgung verwandt, wären die Chancen gar nicht so schlecht gewesen, dass der
Sicherheitsrat reagiert hätte.

Humanitäre Zielsetzung

Jede humanitäre Intervention sollte mit dem Ziel der größtmöglichen Verbesserung der hu-
manitären Situation durchgeführt werden. Wir räumen ein, dass eine von rein humanitären
Erwägungen bestimmte Intervention vermutlich kaum zu finden ist. Regierungen, die inter-
venieren, um Massentötungen ein Ende zu bereiten, haben unweigerlich auch andere Grün-
de für ihr Handeln, weshalb wir nicht auf einer ausschließlich humanitären Erwägungen
verpflichteten Motivation bestehen. Aber eine in der Hauptsache von humanitären Ge-
sichtspunkten bestimmte Motivation ist wichtig, weil sie sich auf zahlreiche während und
nach einer Intervention zu fällende Entscheidungen auswirkt, die für deren Erfolg, Men-
schen vor Schaden zu bewahren, von grundlegender Bedeutung sein können.

Humanitäre Erwägungen, selbst wenn man sie ganz allgemein als Sorge um das Wohl-
ergehen des irakischen Volkes versteht, waren bestenfalls ein untergeordneter Beweggrund
für den Einmarsch im Irak. Die im Vorfeld der Invasion genannten Hauptkriegsgründe
waren dessen angeblicher Besitz von Massenvernichtungswaffen und das angebliche
Versäumnis der irakischen Regierung, über ebendiese Massenvernichtungswaffen den
zahlreichen UN-Resolutionen gemäß Rechenschaft abzulegen, sowie die angebliche Ver-
bindung der irakischen Regierung mit Terrornetzwerken. US-Regierungsbeamte sprachen
auch von einem demokratischen Irak, der dann den ganzen Mittleren Osten transformieren
sollte. In diesem Wirrwarr von Beweggründen wurde Saddam Husseins Grausamkeit seiner
eigenen Bevölkerung gegenüber zwar erwähnt – zuweilen auch an prominenter Stelle –,
doch war sie im Vorfeld des Krieges nie der dominierende Faktor. Dies ist keine rein akade-
mische Frage; es beeinflusste vielmehr die Durchführung der Invasion, und zwar zum Scha-
den des irakischen Volkes.

So wären die Invasionstruppen, wäre es um die möglichst effektive Durchführung einer
humanitären Intervention gegangen, besser darauf vorbereitet gewesen, das voraussagbare
Sicherheitsvakuum zu füllen, das durch den Sturz der irakischen Regierung entstand. Es war
ganz klar vorhersehbar gewesen, dass Saddam Husseins Entmachtung zu zivilem Chaos
führen würde. Die Aufstände von 1991 im Irak waren von außergerichtlichen Massenhin-
richtungen in großem Ausmaß begleitet gewesen. Die Arabisierungspolitik der Regierung
ließ Zusammenstöße zwischen zwangsumgesiedelten Kurden, die danach trachteten, ihre
früheren Wohnungen zurückzubekommen, und Arabern, die dort eingezogen waren, be-
fürchten. Andere plötzliche Regimewechsel, wie etwa der bosnisch-serbische Rückzug aus
den Vororten Sarajevos im Jahr 1996, waren von weit verbreiteter Gewalt, Plünderung und
Brandstiftung gekennzeichnet.

Nicht zuletzt, um Gewalt und Chaos zu verhindern, seien „mehrere“ hunderttausend Sol-
daten erforderlich, sagte der Stabschef der US-Army vor dem Krieg, General Eric K. Shinse-
ki, voraus. Aber die zivilen Führer im Pentagon setzten sich über diese Einschätzung hinweg
und begannen den Krieg mit einer wesentlich kleineren Kampftruppe von etwa 150000
Mann. Die Gründe für diese Entscheidung sind unklar, doch scheinen sie auf eine Mischung
aus dem Glauben der US-Regierung an Hightech-Waffensysteme, ihrem Widerwillen gegen
Nationalbuilding, ihrer Abneigung, sich angesichts der zu erwartenden unerträglichen
Sommertemperaturen im Irak und der leidenschaftlichen Opposition gegen den Krieg über-
all auf der Welt die Zeit für weitere Truppenentsendungen zu nehmen, und ihrem übermäßi-
gen Vertrauen auf Wunschdenken und „Best-Case-Szenarios“ zurückzuführen zu sein. Die
Folge ist, dass die Koalitionstruppen, angesichts der Größenordnung der Aufgabe, mit der
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung im Irak schnell überfordert waren. Plünderun-
gen waren an der Tagesordnung. Waffenlager wurden überfallen und geleert. Die Gewalt
nahm überhand.

Das Problem der personellen Unterbesetzung wurde durch das Versäumnis, eine adäqua-
te Anzahl von in Polizeiaufgaben ausgebildeten Soldaten einzusetzen, nur noch verschärft.
Reguläre Truppen sind zum Kämpfen ausgebildet, sie haben gelernt, Bedrohungen mit töd-
licher Gewalt entgegenzutreten. Doch diese präsumtive Zuflucht zu tödlicher Gewalt ist un-
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angemessen und rechtswidrig, wenn es um die Sicherstellung der öffentlichen Ordnung in
einem besetzten Land geht. Die Folge war, dass eine stetig wachsende Zahl von Zivilisten
getötet wurde, wenn – angesichts regelmäßiger und zum Teil perfider Attacken seitens des
Widerstands immer nervöser werdende – Angehörige der Koalitionstruppen irrtümlich auf
Zivilisten feuerten. Dies wiederum verstärkte nur den Unmut unter den Irakern und gab An-
lass zu neuen Angriffen. Für die Wahrnehmung von Polizeiaufgaben ausgebildete Soldaten
– d. h. Soldaten, die darauf trainiert sind, tödliche Gewalt nur als letzten Ausweg einzusetzen
– wären besser geeignet gewesen, den Pflichten und  Aufgaben der Besatzungsmacht auf
menschliche Art und Weise nachzukommen. Doch das Pentagon hat die Vermittlung von Fä-
higkeiten zur Sicherstellung von Recht und Ordnung an seine Soldaten nicht zur Priorität er-
hoben, so dass nur verhältnismäßig wenige derart ausgebildete Kräfte für den Einsatz im
Irak zur Verfügung stehen.

Um alledem die Krone aufzusetzen, löste L. Paul Bremer III., der US-Zivilverwalter im
Irak, die gesamte irakische Armee und Polizei auf. Damit standen die Besatzungsbehörden
ohne ein größeres Aufgebot an einheimischen Kräften da, die bei der Herstellung von
rechtsstaatlichen Verhältnissen hätten helfen können. Wir räumen durchaus ein, dass
Sicherheitskräfte oder Nachrichtendienste, die eine führende Rolle bei Greueltaten gespielt
haben, wie etwa die Sonderverbände der Republikanischen Garden oder die Muchabarat,
aufgelöst werden mussten und ihre Angehörigen angeklagt werden sollten. Auch einige
Angehörige der irakischen Armee und Polizei waren an Greueltaten beteiligt, doch die
meisten hatten sich weit weniger schuldig gemacht; es gab keine Rechtfertigung für die
strafweise Auflösung dieser Kräfte en masse; statt dessen hätte man die Schuldigen auf
individueller Basis zur Rechenschaft ziehen sollen. Die generelle Auflösung wirkte sich
negativ auf die Sicherheitslage im Irak aus.

Das Fehlen eines überwiegend humanitären Zieles wirkte sich auch auf Washingtons
Haltung in Hinblick auf das Rechtsprechungsverfahren aus, das bei der gerichtlichen
Verfolgung von Menschenrechtsverletzungen durch irakische Beamte zum Einsatz kom-
men soll. Die Bush-Administration möchte fraglos, wie so viele andere Leute auch, dass
die für Greueltaten im Irak Verantwortlichen zur Rechenschaft gezogen werden, doch ih-
re tiefe Abneigung gegen den Internationalen Strafgerichtshof (IStGH) hinderte sie dar-
an, jenen Weg der Strafverfolgung vorzuschlagen, dessen Beschreiten am ehesten Erfolg
verspricht. Die Administration beharrt vielmehr darauf, dass das Verfahren gegen die an-
geklagten irakischen Beamten vor einem „irakisch geführten Gericht“ stattfindet. Theo-
retisch ist es zweifellos vorzuziehen, dass der Irak seinen eigenen Leute selbst den Pro-
zess macht. Doch nach dreieinhalb Jahrzehnten Herrschaft der Baath-Partei verfügt das
irakische Justizsystem weder über eine Tradition des Respekts für rechtsstaatliche Straf-
verfahren noch über die Fähigkeit, ein komplexes Verfahren wegen Völkermords oder
Verbrechen gegen die Menschlichkeit zu organisieren und durchzuführen. Fänden sol-
che Verfahren vor irakischen Gerichten statt, spricht vieles dafür, dass es sich um Schau-
prozesse handeln würde.

Die Lösung dieses Problems besteht ganz offensichtlich in der Einrichtung eines interna-
tionalen Strafgerichts für den Irak – eines Tribunals, das entweder völlig international zu-
sammengesetzt ist, so wie die für Ruanda und das ehemalige Jugoslawien ins Leben gerufe-
nen Tribunale, oder aber unter internationaler Führung steht und eine lokale Beteiligung
vorsieht, so wie der für Sierra Leone eingerichtete Sondergerichtshof. Obwohl die Bush-Ad-
ministration die bereits existierenden Tribunale unterstützt, sträubt sie sich hartnäckig
gegen die Einrichtung eines internationalen Tribunals für den Irak. Der Grund dafür scheint
im IStGH zu liegen, der allerdings bei dieser Aufgabe praktisch keine Rolle spielen würde,
da seine Zuständigkeit frühestens im Juli 2002 mit dem Inkrafttreten des Statuts über seine
Einrichtung einsetzte. Die meisten Verbrechen der Regierung Saddam Husseins wurden vor
diesem Zeitpunkt begangen. Aber die Bush-Administration empfindet einen solchen Wider-
willen gegen den IStGH, dass sie die Schaffung eines internationalen Tribunals für den Irak
ablehnt, und zwar offenkundig aus Angst, ein solches neues Tribunal könnte der interna-
tionalen Gerichtsbarkeit insgesamt Glaubwürdigkeit verleihen und so auch den IStGH
indirekt stützen. Hätte die Sorge der Bush-Administration tatsächlich überwiegend dem
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Wohlergehen und den Interessen des irakischen Volkes gegolten, hätte diese ideologische
Position wahrscheinlich nicht die Oberhand gewonnen.

Übereinstimmung mit dem humanitären Völkerrecht

Es sollte alles getan werden, um zu gewährleisten, dass eine humanitäre Intervention in
strikter Übereinstimmung mit den Menschenrechten und dem humanitären Völkerrecht
erfolgt. Einer solchen Übereinstimmung bedarf es bei allen Konflikten – und dies gilt selbst-
verständlich genauso für eine Intervention, die aus humanitären Gründen erfolgt. Der
Einmarsch im Irak hat diese Bedingung in großen Teilen, aber nicht vollständig erfüllt. Die
Koalitionstruppen haben sich bei Angriffen auf im Voraus ausgewählte fixe Ziele außer-
ordentlich bemüht zu verhindern, dass Zivilisten zu Schaden kommen. Ihre Bilanz bei
Angriffen auf mobile Gelegenheitsziele war jedoch gemischt.

Wie Human Rights Watch in seinem Bericht vom Dezember 2003 über den Krieg detail-
liert schilderte, waren die US-Bemühungen, die irakische Führung durch gezielte Bombar-
dierung auszuschalten, ein absoluter Fehlschlag. Dies spiegelt eine Methode der Zielaus-
wahl, die praktisch aufs Geratewohl zuschlug, denn sie gestattete, dass Bomben schon auf-
grund von Hinweisen abgeworfen wurden, die wenig mehr besagten, als dass der Machtha-
ber sich irgendwo in einer Gegend aufhielt. Dass dieses Vorgehen beträchtliche Opfer unter
der Zivilbevölkerung fordern würde, war vorhersehbar.

Zudem setzten US-Bodentruppen, allen voran die Army, Streumunition in der Nähe be-
wohnter Gebieten ein, mit vorhersehbaren Verlusten an zivilen Menschenleben. Da rund ein
Viertel der zivilen Todesopfer, die die Bombardierung Jugoslawiens durch die NATO 1999
gefordert hatte, auf den Einsatz von Streubomben in bewohnten Gebieten zurückzuführen
war, schränkte die US Air Force diese Praxis erheblich ein. Doch die US Army hat daraus
offensichtlich nichts gelernt. Als Antwort auf irakische Angriffe setzte die Armee während
ihres Vormarsches durch den Irak regelmäßig Streumunition in bewohnten Gebieten ein
und verursachte so beträchtliche Verluste an Menschenleben. Eine solche Missachtung
zivilen Lebens ist unvereinbar mit einer ernst gemeinten humanitären Intervention.

Eher verbessern als verschlechtern

Ein anderer Faktor zur Bewertung der humanitären Natur einer Intervention ist der Um-
stand, ob diese aller Wahrscheinlichkeit nach dazu angetan ist, die Situation im betreffenden
Land eher zu verbessern als zu verschlechtern. Man ist versucht zu sagen, alles sei besser, als
unter der Tyrannei Saddam Husseins leben zu müssen, doch leider kann man sich auch noch
schlimmere Szenarios vorstellen. So grausam seine Herrschaft auch war, Chaos oder ein
blutiger Bürgerkrieg könnten sehr wohl noch verheerender sein, und noch lässt sich
abschließend nicht sagen, ob es im Irak zu einem solchen Gewaltszenario kommen wird.

Doch als im März 2003 der Krieg begann, hofften die Regierungen der Vereinigten Staa-
ten und Großbritanniens fraglos darauf, dass die irakische Regierung rasch gestürzt und der
Irak sich bald auf dem Weg zur Demokratie befinden würde. Dass sie es versäumten, die zu
einer Stabilisierung des Nachkriegs-Irak erforderlichen Truppen bereitzustellen, verringer-
te die Wahrscheinlichkeit, dass ein derart rosiges Szenario eintreten könnte. Das Fazit der
Überlegungen direkt vor dem Krieg dürfte vermutlich die Einschätzung gestützt haben, dass
es dem Irak besser ginge, wenn Saddam Husseins grausame Herrschaft beendet würde.
Doch dieser eine Faktor macht die Intervention nicht humanitär, und die anderen Kriterien
wurden ja nicht erfüllt.

UN-Billigung

Der Billigung einer geplanten humanitären Intervention durch den UN-Sicherheitsrat oder
ein anderes bedeutendes multilaterales Gremium kommt eine beträchtliche Bedeutung zu.
Die Notwendigkeit, andere von der Angemessenheit einer solchen Intervention zu überzeu-
gen, bietet die Chance, die Gründe für  ein Eingreifen zu überprüfen und auf diese Weise zu
vermeiden, dass man womöglich unter einem Vorwand oder ungerechtfertigt handelt. Inter-
nationaler Rückhalt für eine Intervention erhöht zudem die Wahrscheinlichkeit, dass
entsprechendes Personal und entsprechende Mittel für die Intervention selbst und für die
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Folgezeit zur Verfügung gestellt werden. Und vor allem beendet eine Billigung durch den
Sicherheitsrat die Diskussion um die Rechtmäßigkeit einer Intervention.

In Extremsituationen beharrt Human Rights Watch jedoch nicht auf der Billigung durch
den Sicherheitsrat. Der Sicherheitsrat ist in seiner gegenwärtigen Verfassung schlicht zu un-
vollkommen, um ihn zur einzigen Instanz zur Legitimierung einer humanitären Intervention
zu machen. Dass es im Sicherheitsrat ständige Mitglieder gibt, ist ein Relikt aus der Zeit nach
dem Zweiten Weltkrieg, und sein Vetosystem gestattet es jenen Mitgliedern, selbst aus den
engstirnigsten Gründen die Rettung von Menschen zu blockieren, denen ein Massaker
droht. Wären bereits Tötungen in großem Ausmaß im Gange, verlöre man angesichts all
dieser Mängel verständlicherweise wohl die Geduld mit dem Zustimmungsverfahren. Da
jedoch im Fall des Irak Anfang 2003 keine solche Dringlichkeit gegeben war, fällt der
Umstand, dass es versäumt wurde, die Zustimmung des Sicherheitsrates oder auch nur die
Billigung irgendeines anderen multilateralen Gremiums zu gewinnen, bei der Bewertung
der Anspruchs, es habe sich um eine humanitäre Intervention gehandelt, schwer ins
Gewicht.

Wir wissen natürlich, dass der Sicherheitsrat zu keinem Zeitpunkt gebeten wurde, über
eine rein humanitäre Intervention im Irak zu befinden. Das Hauptargument für eine Inter-
vention, das dem Rat vorgetragen wurde, war, dass die irakische Regierung angeblich
Massenvernichtungswaffen besitze und es versäume, über diese Rechenschaft abzulegen.
Selbst in diesem Fall hätte sich eine Zustimmung des Rates wenigstens auf einige der Fakto-
ren positiv auswirken können, die dagegen sprechen, dass die Invasion überwiegend huma-
nitärer Natur war. Vor allem hätte eine Billigung der Invasion durch den Sicherheitsrat wahr-
scheinlich dazu geführt, dass weitere Truppenverbände die vorwiegend amerikanischen
und britischen Kräfte verstärkt hätten, was möglicherweise eine bessere Vorbereitung auf
das Nachkriegschaos im Irak gewährleistet hätte.

Schlussfolgerung

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass der Einmarsch im Irak die Kriterien für eine huma-
nitäre Intervention nicht erfüllt. Dabei wiegt am schwersten, dass es damals im Irak nicht zu
Tötungen in einem Ausmaß kam, das eine derartige Intervention gerechtfertigt hätte. Zu-
dem war eine militärische Intervention nicht das absolut letzte Mittel, um den Greueltaten
im Irak ein Ende zu setzen. Die Intervention erfolgte nicht in erster Linie aus humanitären
Gründen. Sie wurde nicht auf eine Art und Weise durchgeführt, die eine größtmögliche
Übereinstimmung mit dem internationalen humanitären Völkerrecht gewährleistet hätte.
Der Sicherheitsrat hätte sie nicht gebilligt. Und konnte man auch zu dem Zeitpunkt, als sie
begann, billigerweise annehmen, dass es der irakischen Bevölkerung danach besser gehen
würde, waren bei der Planung und Durchführung der Invasion nicht die Nöte und Bedürf-
nisse der Iraker ausschlaggebend.

[...]
[...] Human Rights Watch fordert zwischenstaatliche Organisationen, insbesondere die

politischen Gremien der Vereinten Nationen auf, das Tabu, die Bedingungen für humanitäre
Interventionen zu diskutieren, endlich zu brechen. Ein gewisser Konsens bezüglich dieser
Bedingungen würde nicht nur den angemessenen Einsatz humanitärer Interventionen för-
dern, sondern auch helfen, von einem Missbrauch des Konzepts abzuschrecken, und auf
diese Weise dazu beitragen, ein Instrument zu bewahren, dessen einige der verletzlichsten
Opfer auf dieser Welt dringend bedürfen.
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